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Der anzuzeigende umfangreiche
Band ist eine geringfügig überarbeitete
Dissertation, die 2012 von der Fakultät
für Geschichtswissenschaft der Ruhr-
Universität Bochum angenommen
wurde. Entstanden ist sie im Rahmen
des von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft geförderten Forschungs-
projekts „Sozialpolitik in der UdSSR,
1956 bis 1970“.

Die Wahl des Untersuchungszeit-
raums begründet der Autor damit, dass
gerade damals die sowjetische Alters-
rentenversorgung eine grundlegende
Reform erfuhr, aufgrund derer erstmals
eine Mehrheit der Bevölkerung des
Landes Anspruch auf eine staatlich
subventionierte Ruhestandsleistung
erlangte. Der rentenpolitische Ansatz
des stalinistischen Regimes war „durch
Untätigkeit gekennzeichnet gewesen:
Es hatte sich der Verantwortung für die
existenzielle Absicherung der breiten
Bevölkerung schlichtweg entzogen“
(S. 13). Der Kreis der anspruchsbe-
rechtigten Arbeiter und Angestellten
für die am Ende der 1920er-Jahre ein-
geführten Altersrenten war bis 1956
eng begrenzt geblieben, und für die Al-
terssicherung der Kolchosbauern wa-
ren bis 1964 überhaupt keine staatli-
chen Finanzmittel vorgesehen.

Lukas Mücke betrachtet die Rege-
lung der Altersrentenversorgung auch
als Spiegel einer neuartigen Qualität
der Beziehungen zwischen Regime
und Bürgern: Nach Stalin sollte das po-
litische System nicht nur auf Zwang
und Terror beruhen. Aber erst um 1972
(als der Sowjetstaat bereits über ein
halbes Jahrhundert alt war) war der
Ruhestand als Lebensphase, in der
der Einzelne von der Notwendigkeit
des Verdienens von Unterhalt oder des
Erhalts von materieller Unterstützung
v. a. durch die Familie befreit war, für
viele, aber lange nicht für alle betagten
Bürger Realität.

Das erste Kapitel behandelt die de-
mografische Entwicklung der UdSSR,
um jenes Umfeld zu erheben, in dem
die Rentenreformen geplant und
durchgeführt wurden. Kapitel 2, der
umfangreichste Abschnitt der Arbeit,
betrachtet die beiden Teilsysteme der
allgemeinen Altersrentenversorgung
und enthält u. a. eine rechtsgeschichtli-
che Darstellung der Entwicklung der
einschlägigen Gesetzgebung bis zum
Beginn der 1970er-Jahre. Die beiden
folgenden Kapitel dienen der Annähe-
rung an Reichweite, Qualität und Gren-
zen der allgemeinen Altersrentenver-
sorgung. Kapitel 5 fragt nach den nicht-
intendierten Effekten der Rentenpolitik
auf die Sozialstruktur der UdSSR. Ka-
pitel 6 beschreibt die sich im Kontext
der Alterssicherung abzeichnenden
Beziehungen zwischen Staat und Be-
völkerung.

Kapitel 7 befasst sich mit den in der
Forschung lange kaum beachteten
Rentnerräten: Im direkten Anschluss
an das Inkrafttreten des Staatsrenten-
gesetzes entstanden in der ganzen
UdSSR offenbar v. a. auf Initiative der
älteren Menschen selbst sogenannte
Rentner- und Arbeitsveteranenräte.
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Diese Räte (von denen es alleine in der
Russländischen Sowjetrepublik 1964
fast 10.700 gab) legten gegenüber lo-
kalen Autoritäten mitunter erhebliches
Selbstbewusstsein an den Tag, was
die politische Führung schließlich dazu
bewog, ihnen „Absonderung“ (im Sinne
einer mangelnden Einfügung in das
System der Partei- und Sowjetorgane,
Gewerkschaftskomitees usw.) vorzu-
werfen und ab 1961 eine regelrechte
Kampagne entgegenzusetzen. Das
Buch stellt die Vielfalt der Aktivitäten
dieser Räte dar. Das Schlusskapitel 8
ordnet die sowjetischen Erfahrungen in
einen internationalen Vergleich ein.

Mücke bescheinigt der UdSSR eine
„deutliche Tendenz“ in Richtung eines
– wenngleich zwangsläufig spezifisch
ausgeprägten – Wohlfahrtsstaates (S.
516). Doch stellt er gleichzeitig fest,
dass „der Aktionsradius und die Quali-
tät der staatlichen Maßnahmen keines-
wegs ausreichten, um einen flächen-
deckenden Schutz der Sowjetbürger
vor dem Verlust der Existenzmittel zu
bieten.“ (S. 514). Das Buch erschüttert
somit die im Westen wie in vielen post-
sowjetischen Republiken immer noch
anzutreffenden Vorurteile von einer
umfassenden sozialen Absicherung
der Bevölkerung in der Sowjetunion.

Offiziell verwahrte man sich in der
UdSSR gegen jede Gleichsetzung der
eigenen Sozialpolitik mit den Bemü-
hungen westlicher Staaten und zog
sich auf den ideologisch motivierten
Standpunkt zurück, dass eine nachhal-
tige Verbesserung der Lebensbedin-
gungen der Werktätigen im Kapitalis-
mus, d. h. bei bestehendem Privatei-
gentum, prinzipiell nicht zu realisieren
sei.

Mücke macht jedoch explizit, dass
die rentenpolitischen Maßnahmen un-
ter KPdSU-Generalsekretär Nikita

Chruschtschow (1953-1964) auch auf
die Systemkonkurrenz mit dem Wes-
ten zurückgingen: Dort waren nach
1945 umfangreiche Maßnahmen zur
Absicherung der Bevölkerung gegen
soziale Risiken eingeleitet worden, hin-
ter denen die UdSSR, wie man intern
durchaus einräumte, nicht zurückblei-
ben wollte. Über Jahrzehnte hinweg
konnte man allerdings im Westen nicht
selten die umgekehrte Darstellung an-
treffen, wonach die sozialpolitischen
Maßnahmen in Westeuropa vom sow-
jetischen Beispiel mit seiner angeblich
vollkommenen sozialen Sicherheit „er-
zwungen“ oder jedenfalls angestoßen
worden seien, um prosowjetische und
revolutionäre Stimmungen in der Ar-
beiterschaft nicht aufkommen oder je-
denfalls nicht zu stark werden zu las-
sen.

Mücke hebt auch den bis heute nicht
selten bemühten Mythos der Vollbe-
schäftigung in der UdSSR aus den An-
geln: Arbeitslosigkeit sei in den
1950er-Jahren eine „verbreitete Er-
scheinung“ gewesen. Ideologisch durf-
te es sie freilich „nicht geben“, und so
war auch kein Arbeitslosengeld vorge-
sehen (S. 96). Und: „Die Tatsache,
dass das [sowjetische] Regime keine
adäquate, vom Fürsorgeprinzip gelei-
tete Grundsicherung einführte, die
auch jenen zuteilwurde, die sich nicht
für die Rente qualifizieren konnten,
zeigt, dass man die Bedürftigkeit der
betroffenen Personen wissentlich in
Kauf nahm.“ (S. 284).

Das Thema ließ ein eher sperriges,
trockenes und langwierig zu lesendes
Buch erwarten, doch das ist entschie-
den nicht der Fall. Mücke hat eine
durchgehend interessante und bis in
Details plausible, vielfach auf Archiv-
material insbesondere aus dem
Staatsarchiv Russlands (GARF) beru-
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hende Darstellung eines vermeintli-
chen „Randthemas“ vorgelegt, die al-
len, die an der sowjetischen Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte interes-

siert sind, vorbehaltlos zu empfehlen
ist.
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